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Meinen Kindern Anton, Charlotte und Paul,

die im Europa der Zukunft leben werden
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Vorwort

Die politise Krise Europas ru na einer Deutung, die si der

historisen Perspektive nit versließt. Die ses Jahrzehnte währende

europäise Integration ist längst zu einem witigen Forsungsgegenstand

geworden, den man nit den Gesitspolitikern allein überlassen darf.

Die demokratise Legitimation der EU hängt nit nur vom jeweiligen

Institutionendesign ab, sondern au davon, dass die Bürger verstehen, was

vor si geht und wie es entstanden ist.

Wer die Einigung Europas na dem Zweiten Weltkrieg begreifen und

si ein eigenes kritises Urteil bilden will, kommt mit harmonieverliebten

Weizeinern nit aus. Die Euro-Währungsunion war ein mutiges

Experiment, mit dem für die einen ein neuer starker wirtsalier

Sazwang zur politisen Einheit des Kontinents gesetzt und für andere die

wirtsalie Dominanz Deutslands vermindert werden sollte. Aber es

war und es ist ein Experiment mit ungewissem Ausgang; eines, das enorme

Kräe freisetzt, die na dem Geist und den Bustaben der Verträge auf die

Anpassung nationaler Politik an die Stabilitätsbedingungen der

Währungsunion drängen. Wenn diese Anpassung verweigert wird oder si

als sali unmögli erweist, können die enormen Kräe au

zerstöreris wirken. Sie könnten die europäisen Verträge und die

supranationalen Institutionen verformen. Die unbewältigte Krise könnte uns

alle in eine ganz andere Wirklikeit führen, die nit notwendigerweise die

erträumten starken Vereinigten Staaten von Europa sein werden. Es könnte

au eine politis prekäre Transferunion entstehen, die mit bürokratisen

Mieln immer größere Teile der Wirtsa reguliert ansta – gestützt auf

die Grundfreiheiten und die offene soziale Marktwirtsa  – einen

verlässlien Webewerbsrahmen zu setzen.

Vor diesem Hintergrund und ersitli getrieben von der Sorge um die

Zukun des europäisen Projekts sut Dominik Geppert mit der Sri



»Ein Europa, das es nit gibt« na den tieferen Gründen der Krise. Mit

dem nüternen Bli des Historikers nimmt er politise Gipfelerklärungen

nit zum Nennwert ihrer diplomatisen Sprae, sondern fragt na den

höst heterogenen nationalen Interessen und den untersiedlien

Sitweisen auf Europa, die heute offen ausbreen, aber immer son

bestanden haben. Dabei folgt er nit dem kontinentalen Komment, der die

englise Sit auf Europa für (nur) egoistis hält und irgendwie als bizarr

wahrnimmt. Keine mitgliedstaatlie Politik, au nit die deutse, wird

hier affirmativ oder mit Aversionen behandelt, sondern in der Vielfalt offen

dargestellt. Geppert gelangt dabei zu dem harten Urteil, die europäise

Währungsunion sei eine Fehlkonstruktion. Er gelangt zu einem solen

Urteil, indem er die nationalen Ziele der Väter der Währungsunion

untersut, aber au ökonomis wertet – immer im Bli auf historise

Erfahrungen – und Zeitzeugen zu Wort kommen lässt, deren Mahnung viele

zuerst in den Wind geslagen und dann gezielt vergessen haben. Für

Geppert ist die Währungsunion der untauglie Versu, die europäisen

Volkswirtsaen zu fusionieren, um die Geister der Vergangenheit

endgültig loszuwerden, während sie in Wirklikeit genau dadur wieder

gewet wurden.

Bevor hier mit der nit seltenen Voreiligkeit der Stab über einen

Europaskeptiker gebroen wird, sollte si der Leser auf die Argumente

einlassen. Es hil der Einheit Europas nit, Probleme und

Interessengegensätze zu leugnen. Das mote no in der Startphase der

Integration notwendig sein, um Zustimmung zu erlangen. Ein Europa der

verdeten Konflikte und des permissiven Konsenses kann auf Dauer nit

alle zufriedenstellen, wohl aber alle unzufrieden maen. In Wirklikeit

gelingt Europa nit dur Leugnung von Untersieden und

Interessengegensätzen, sondern dur die Zivilisierung der Gegensätze in

einem teilweise verselbständigten Verhandlungssystem der EU-Organe und

mit Hilfe einer rationalen Ordnung des Webewerbs.

Eine immer enger werdende Union, die mit immer neuen Mitgliedern,

neuen Projekten und immer neuer Zentralisierung der Zuständigkeiten

angebli in steter Bewegung bleiben muss, stößt na Ansit Gepperts an



Grenzen, weil das demokratise Legitimationssystem im Staatenverbund

für diese Entwilung nit gerüstet sein kann. Seine resümierende

Mahnung det si mit Urteilsgründen der Lissabon-Entseidung des

Bundesverfassungsgerits aus dem Jahr 2009. Im Europa der Zukun

werden die einzelnen Nationen als Träger von Demokratie, Ret und

Sozialstaat weiter eine tragende Rolle spielen. Sie können das allerdings nur,

und das sollten au die Protagonisten einer Renationalisierung in Renung

stellen, wenn sie si in einer gemeinsamen EU konstruktiv verfleten,

dur Handel, eine ausgewogene Webewerbsordnung des Binnenmarktes,

die Definition gemeinsamer Interessen und gemeinsames Aureten in der

Welt. Dabei gilt es zu erkennen, dass sole Bindung der Staaten

untereinander für das einzelne Land nit die Buung eines All-inclusive-

Pakets ist, sondern gerade wegen der Bindung zusätzlie Anstrengungen

verlangt sind, die eigenen Hausaufgaben zu maen, bevor man an die Hilfe

anderer denkt. Vor Einheits-Illusionen, die derartige Zusammenhänge

verdeen, warnt der Autor, weil die Mitgliedstaaten au weiterhin ihre

eigenen Interessen verfolgen, die mal miteinander harmonieren und mal

divergent sind. Wenn wir – und damit meint Geppert heute wohl nit nur

die Deutsen  – »einseitig die europäise Solidarität beswören und

nationale Traditionen, Denkweisen und Interessen verleugnen, sind wir auf

ein Europa fixiert, das es nit gibt«.

Bonn, im Juli 2013

Udo Di Fabio



1.

Die europäise Krise

in historiser Perspektive

Gesite wiederholt si nit, hat der amerikanise Sristeller Mark

Twain einmal gesagt, aber manmal reimt sie si. Das gilt au für die

tiefe politise und wirtsalie Krise, in der wir uns in Europa heute

befinden. Wir steen nit in einer historisen Endlossleife fest, die uns

dazu verdammt, dieselben Fehler immer wieder zu begehen. Gesitlie

Wiederholungszwänge gibt es nit. Aber ohne die Anklänge der

Vergangenheit in der Gegenwart zu erkennen und ohne um die

versiedenen Vorgesiten der aktuellen Swierigkeiten zu wissen,

können wir die gegenwärtige Malaise nit verstehen.

Bislang wird die Auseinandersetzung über die Zukun Europas vor allem

ökonomis geführt. Sie wird von den älteren Generationen geprägt. Und sie

ist hierzulande o allzu sehr auf Deutsland, auf die deutsen

Krisendeutungen und Zukunsvisionen besränkt. Die folgenden

Überlegungen sind zwar ebenfalls aus einer deutsen Perspektive

gesrieben, aber sie wollen die gegenwärtige Krise in einen breiteren

europäisen Kontext einordnen. Sie wollen ihr eine größere historise

Tiefensärfe geben und einen alternativen Lösungsansatz umreißen. Die

Zukunsentwürfe, die momentan zur Debae stehen, stammen meist von

Männern über 60, die o ihre über Jahrzehnte gewasenen Überzeugungen

gegen eine widriger werdende Wirklikeit zu verteidigen suen. Die

Jüngeren hingegen, die länger im neuen Europa leben werden und deren

Kinder die Zukun des Kontinents sind, hüllen si in Sweigen.

I selbst bin Jahrgang 1970 und gehöre damit zu einer Altersgruppe, die

in ihrem Leben selbst keinen Krieg mehr erlien hat. Das ist unser Glü,

nit unser Verdienst. Aber es prägt, ob wir wollen oder nit, unseren Bli

auf die Gegenwart und unsere Erwartungen an die Zukun. Existenzielle



Erfahrungen lassen si nit einfa von einer Generation an die näste

weiterreien wie ein Staffelstab. Man mag uns für naiv halten, weil nit

mehr die Kriegserfahrung unsere politisen Überlegungen dominiert. Do

es kann au von Vorteil sein, wenn es swieriger wird, mit Verweis auf

den Krieg eine Politik zu retfertigen, die momentan Konflikte in Europa

intensiviert, sta sie zu vermindern.

Die weltgesitlien Umwälzungen, die meine Generation in ihrer

Jugend und im jungen Erwasenenalter während der 1980er und 1990er

Jahre erlebt hat, waren von anderer Art. Wir sind zum einen vom Trend zu

weltweiter Deregulierung und Ökonomisierung geprägt worden und haben

zum anderen das Ende des Kalten Krieges, den Zusammenbru des

Sowjetimperiums, die Wiedervereinigung Deutslands und Europas als

historise Wendepunkte erlebt, die unser Leben bestimmt haben. Beide

Entwilungen standen in einem gewissen Widerspru, zumindest in einem

Spannungsverhältnis zueinander. Die Globalisierung wies den Einzelstaaten

die Grenzen ihrer Handlungsmöglikeiten auf. Die Implosion des

Kommunismus hingegen zeigte, dass Nation und Nationalstaat nit nur

Zerstörungskra entfalten, sondern au befreiend wirken können.

Die Zun der Historiker, zu der i gehöre, hält si – von Ausnahmen

abgesehen  – in den Diskussionen um die europäise Krise eher zurü.

Wenn gegenwärtig überhaupt eine Debae über die Zukun Europas

stafindet, wird sie von Wirtsaswissensalern geführt. Dabei ist die

europäise Währungsunion von ihrer Entstehungsgesite und ihrer

Zielsetzung her von Anfang an ein politises Projekt gewesen, das mit

historisen Notwendigkeiten begründet wurde. Wirtsalie

Überlegungen waren demgegenüber zweitrangig. Es ist daher witig, nit

nur die ökonomisen Konstruktionsmängel des Euro zu verstehen, sondern

au die politisen Fehlannahmen und die historisen Trugslüsse, die

ihm zugrunde liegen. Sonst begrei man nit, wie si die Staaten der

Europäisen Union in die Sagasse manövrieren konnten, in der sie si

heute befinden.

Gelegentli werden wir Historiker ermuntert, bei der Gestaltung Europas

mitzuhelfen, indem wir eine neue gesitlie Großdeutung des



Integrationsprozesses entwerfen. Daran ist o die Forderung geknüp,

bessere historise Begründungen für die gegenwärtige Politik der

europäisen Regierungen zu finden. Derartige Erwartungen kann eine

seriöse Gesitswissensa kaum erfüllen. Sie kann aber herausfinden

helfen, ob die überkommenen historisen Legitimationen der europäisen

Integration den aktuellen Entwilungen no standhalten. Sie kann

Antworten auf die Frage geben, wele alternativen Lehren si aus der

Vergangenheit ziehen lassen und wele neuen Perspektiven si eröffnen,

wenn man den historisen Bliwinkel verändert.

Ein guter Ausgangspunkt zu testen, was gesieht, wenn man die

überkommenen Sitasen versiebt, ist die Juli-Krise des Jahres 1914, die

si bald zum hundertsten Male jährt. Auf den ersten Bli verbindet uns

kaum no etwas mit jener Welt der halbautokratisen Monarien und

Großmatrivalitäten, die damals gleisam slafwandleris dem Ersten

Weltkrieg entgegentaumelte. Die europäisen Staaten haben dem Welauf

in der Floen- und Heeresrüstung abgesworen. In unseren Gesellsaen

wird militärise Mat kaum no unkritis bewundert, eher misstrauis

beäugt. Der Glaube an den Krieg als ultimativen Test für die

Standortbestimmung von Nationen in der internationalen Politik ist uns

fremd geworden. In der ersten Häle des 20.  Jahrhunderts, so könnte man

sagen, existierten die europäisen Staaten dur den Krieg und für den

Krieg. In der zweiten Jahrhunderthäle wurden sie dur und für den

Frieden umgebildet.

Na allem, was wir heute einsätzen können, droht auf absehbare Zeit

kein weiterer großer Krieg in Europa. Die Erinnerung an die beiden

Weltkriege des 20.  Jahrhunderts verblasst. Nur wer heute über 70  Jahre alt

ist, hat den zweiten no selbst erlebt. Der Frieden ist  – au dank der

europäisen Integration  – für fast alle Europäer glülierweise zum

Normalzustand geworden. Für unseren Kontinent seint si Victor Hugos

Prophezeiung von 1849 bewahrheitet zu haben, es werde der Tag kommen,

»an dem es keine anderen Slatfelder geben wird als die Märkte, die si

dem Handel, und die Geister, die si den Ideen öffnen«.

1

 Die

Auseinandersetzungen, in denen wir uns gegenwärtig befinden, werden auf



eben jenen »Slatfeldern« des Handels und der Ideen ausgetragen, nit

in den Sützengräben des Ersten oder den Panzerslaten des Zweiten

Weltkriegs.

Heute ist die Wirtsa in maner Hinsit an die Stelle des

Militärisen getreten. Während si früher die Rangordnung der Nationen

aus der Größe ihrer Armeen und aus der Bilanz ihrer Siege und Niederlagen

im Krieg ergab, liefern heute eher die ökonomisen Parameter von

Produktivität und Bruosozialprodukt Hinweise auf den Stellenwert

einzelner Staaten im globalen Matgefüge. Man kann diese Versiebung

mit guten Gründen als zivilisatorisen Fortsri betraten. Den Anfang

einer konfliktfreien Ära harmonisen Einvernehmens zwisen Staaten und

Gesellsaen, wie es die Vorkämpfer der Freihandelsdoktrin um Riard

Cobden und John Bright im 19.  Jahrhundert erwartet haen, markiert sie

jedo nit.

Deswegen gibt es bei genauerem Hinsehen do Parallelen zu jener

großen europäisen Krise am Vorabend des Ersten Weltkriegs. Damals wie

heute laden si Nationalismen, medial verstärkt, dramatis auf. In einer

Zeit intensiver globaler Verfletung wäst das Misstrauen zwisen den

europäisen Völkern. Vor allem Deutsland als größtes Land in der Mie

des Kontinents wird immer stärker als Bedrohung empfunden  – ehemals

wegen seiner militärisen, aktuell wegen seiner wirtsalien Mat.

Umgekehrt sieht si Deutsland dur Koalitionen anderer Länder

ausgegrenzt und eingekreist, früher militäris, gegenwärtig im Rat der

Europäisen Zentralbank und auf den Gipfeltreffen der europäisen

Staats- und Regierungsefs. Der Eindru verstärkt si, man werde

übervorteilt. Einige politise Slagworte der Juli-Krise von 1914  – die

»Einkreisung«, der »Blankose«, die »Flut na vorn« oder der »Sprung

ins Dunkle« – gewinnen im Jahr 2013 eine ungeahnte Aktualität.

Wie damals ist au die aktuelle Krise an der südöstlien Peripherie

Europas ausgebroen und droht von dorther den gesamten Kontinent zu

erfassen. Heute wie vor 1914 spielen die Entseidungsträger mit hohem

Risiko. Sie befinden si alle, ihrer eigenen Einsätzung na, in der

Defensive und haben ein gemeinsames Interesse daran, einen slimmen



Ausgang zu verhindern. Zuglei jedo verfolgen sie Eigeninteressen, die

einander aussließen, und nutzen die verbreitete Angst vor einer großen

Katastrophe, um ihre Vorstellungen gegen die Widerstände anderer Länder

durzusetzen.

2

 Vor 1914 gelang es mehrfa, europäise Krisen zu

entsärfen und den großen Krieg zu vermeiden, so wie es derzeit die

europäisen Regierungen bislang stets gerade no gesa haben, mit

immer neuen Reungspaketen die steigende Zahl der Krisenstaaten vor der

Insolvenz und den Euro vor dem Zusammenbru zu bewahren.

3

Do allerorten überlagert ein vages Unbehagen, dass es wie bisher nit

mehr lange weitergehen kann, das Gefühl der Sierheit, das in Jahrzehnten

von Frieden und Wohlstand gewasen ist. Organisierte Interessen  –

seinerzeit vor allem Landwirtsa und Swerindustrie, gegenwärtig die

Finanzbrane und die großen Exportunternehmen  – üben matvollen

Einfluss auf die Politik aus. Die politisen Eliten fühlen si in ihren

Entseidungen zunehmend gehetzt. Vor hundert Jahren ging der Zeitdru

von den Aufmarsplänen der Massenheere aus, heute wird er von den

Öffnungszeiten der Börsen in London, New York und Tokio hervorgerufen.

Regeln, die auf friedli-siedlien Interessenausglei zielen, erodieren.

Das Ret verliert seine Verbindlikeit. An seine Stelle treten diplomatise

Manöver oder  – frei na Carl Smi  – die matpolitise Logik des

Ausnahmezustands. Die langen Saen von 1914, srieb vor einiger Zeit

der Historiker Miael Stürmer, lägen, au wenn man sie im grellen

Tageslit kaum wahrnehme, no immer auf Europa: Es sei wahrha

tragis zu nennen, dass die gemeinsame europäise Währung, »gedat als

goldener Reif um Europa, zum Reibeisen geworden« sei.

4

Die historisen Parallelen zu der Zeit vor 1914 spielen allerdings in den

aktuellen deutsen Diskussionen über Europas Zukun kaum eine Rolle.

Andernorts ist die historise Situation vor dem Ersten Weltkrieg stärker

präsent. Nit zufällig drohte der französise Staatspräsident François

Mierrand dem deutsen Außenminister Hans-Dietri Genser im

November 1989, wenn si Deutsland vereinige, bevor die Einigung

Europas erreit sei, werde es si, wie 1913, einer Triple Entente aus

Frankrei, England und Russland gegenübersehen  – »und das werde im



Krieg enden«.

5

 Als Genser Ende 1991 drängte, die Unabhängigkeit

Sloweniens und Kroatiens möglist bald anzuerkennen, bemerkte

Mierrand zum damaligen britisen Außenminister Douglas Hurd, man

habe es mit einer Neuauflage von 1914 zu tun: »Mais vous comprenez,

Monsieur le Ministre, c’est quatorze encore une fois.«

6

In deutsen Diskussionen sind derartige Konnotationen weitgehend

unter den Trümmern des Zweiten Weltkrieges versüet und von den

Verbreen des Nationalsozialismus überlagert. Der Große Krieg von 1914

bis 1918 kommt, wenn überhaupt, als eine Art Probelauf für den no

größeren von 1939 bis 1945 in den Bli. Wenn es um die historise

Begründung der europäisen Einigung geht, ist die Rede meist vom

Wiederaufstieg des Kontinents aus den Trümmern zweier verheerender, von

Deutsland angezeelter Kriege, der über versiedene Zwisenstadien

irgendwann einmal au zur politisen Einheit Europas führen werde.

Gemäß dieser Deutung überwanden die europäisen Nationen in der

zweiten Häle des 20.  Jahrhunderts ihre Feindsa dur supranationale

Zusammenarbeit: zuerst in der Montanunion, später in der

Wirtsasgemeinsa und sließli in der angebli mehr oder weniger

notwendig daraus folgenden Währungsunion. Retsstaat, Demokratie,

Sierheit und Wohlstand seien in Europa seit 1945 dadur gewährleistet

worden, dass die Staaten nationale Interessen zugunsten des großen

europäisen Ganzen hintanstellten. Nur auf diese Weise häen sie jene

kritise Größe erreien können, die notwendig sei, um in Weltpolitik und

Weltwirtsa als gleiberetigte Mitspieler neben den Vereinigten

Staaten, Russland oder China aufzutreten.

Für die Bundesrepublik brate das Projekt Europa in dieser Lesart nit

nur die sriweise Rügewinnung staatlier Souveränität und Sutz vor

der Sowjetunion im Kalten Krieg, sondern au die Versöhnung mit

Frankrei, den Ausweg aus einer gefährlien außenpolitisen Isolierung

und die Erlösung aus jener halbhegemonialen Position, in der si

Deutsland seit 1871 befunden hae: zu swa, um den Kontinent zu

dominieren, und zu stark, um si in das europäise Mätegefüge

einzuordnen. In gewisser Weise erseint die europäise Einigung als



logise Fortsetzung, Konsequenz und sließli Ersetzung der deutsen

Nationalgesite.

Das Problem dieser gängigen Interpretation besteht darin, dass sie mit den

Entwilungen der vergangenen Jahre immer weniger in Einklang zu

bringen ist. Die überkommenen historisen Begründungen der

europäisen Einigung, so lautet eine ese dieses Bues, verkehren si in

der aktuellen Krise ins Gegenteil. Das gilt für den Abbau zwisenstaatlier

Konflikte ebenso wie für die Bewahrung von Ret und Demokratie und die

Mehrung von Sierheit und Wohlstand. Trotzdem wird, wer an der

herkömmlien Sitweise zweifelt, snell als gesitsvergessen und

perspektivlos, wenn nit gar als Anti-Europäer, »Euro-Nörgler«,

professoraler »Besserwisser« oder »Nationalstaatsorthodoxer« abgestempelt.

Fehlentwilungen festzustellen und na Alternativen zu suen

bedeutet jedo nit, dass man automatis gegen eine europäise

Währung, gegen die Europäise Union oder gar gegen »Europa« ist. Ein

zentrales Problem der aktuellen Diskussionen, so eine weitere ese dieses

Bues, besteht gerade darin, dass allzu o versiedene Dinge teils

sprali leitfertig, teils in politiser Absit miteinander vermist

werden, die man genau unterseiden muss, um die Wirklikeit zu

verstehen und haltbare Lösungen zu finden. Der Euroraum ist eben nit mit

der Europäisen Union insgesamt gleizusetzen. Die EU sollte man nit

mit Europa und Europa nit mit der westlien Wertegemeinsa

verweseln.

Die Realität der EU ist au nit identis mit dem Mythos »Europa«,

den mehrere Generationen europäiser Idealisten gepflegt haben. Der

Prozess der europäisen Einigung verlief weniger geradlinig und

kontinuierli, als uns der Mythos glauben maen will.
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 Nit nur

hoherzige Ideale haben ihn geprägt, sondern mindestens so sehr

realistises Kalkül. Mitunter stießen idealistise Vorstellungen einen

weiteren Integrationssub an. Do verhakte si die ursprünglie Vision

später o in den Realitäten und Alltäglikeiten der europäisen Politik. So

gesah es na dem Entstehen der Europäisen Wirtsasgemeinsa

(EWG), die si nit, wie von Walter Hallstein und anderen erho, zur



Europäisen Politisen Gemeinsa (EPG) ausbauen ließ. Ähnli lagen

die Dinge dreißig Jahre später bei der Währungsunion, aus der nit die von

Helmut Kohl und Hans-Dietri Genser erträumte Politise Union

erwus, oder beim europäisen Konvent, der eben keine gemeinsame

europäise Verfassung hervorbrate.

Die europäise Integration war keine lineare Fortsrisgesite,

sondern vollzog si in Süben und Sprüngen, nit teleologis auf das ein

für alle Mal vorgegebene Ziel eines supranationalen Bundesstaates hin,

sondern zukunsoffen: in Reaktion auf unvorhersehbare äußere Ereignisse,

in Anpassung an veränderte politise, ökonomise, soziale, au

weltansaulie Rahmenbedingungen. Es wäre fals, realitätsblind an

überkommenen Gesitsbildern festzuhalten, die eine Alternativlosigkeit

der Entwilung vorgaukeln. Vielmehr gilt es, genau zu analysieren, unter

welen konkreten Umständen si der Integrationsprozess historis

besleunigte, wann und weshalb er stote, die Ritung weselte, seinen

Charakter veränderte.

Die entseidenden Transformationsphasen fielen dabei aus deutser

Sit in die Amtszeiten der drei witigsten ristdemokratisen

Regierungsefs: Konrad Adenauer, Helmut Kohl und Angela Merkel. Das

gilt für die 1950er Jahre ebenso wie für die Zeit seit Mie der 1980er Jahre

bis zum Absluss der Verträge von Maastrit (1992) und Amsterdam (1997)

und sließli jüngst wieder für die Phase seit Beginn der aktuellen Krise

2010. In diesen Zeitspannen wurden die bedeutsamsten europäisen

Initiativen gestartet, die größten Triumphe gefeiert und die slimmsten

Fehlsläge erlien: die Montanunion des Suman-Plans 1950, die

geseiterten Pläne einer integrierten Europa-Armee und einer Europäisen

Politisen Gemeinsa in der ersten Häle der 1950er Jahre, die

erfolgreie Etablierung der Europäisen Wirtsasgemeinsa ab 1958,

der europäise Binnenmarkt mit der Einheitlien Europäisen Akte von

1986, die Europäise Wirtsas- und Währungsunion in den 1990er

Jahren, der geseiterte Verfassungsvertrag von 2005 und zuletzt die aus der

Not geborenen, in ihren Konsequenzen aber nit minder weit reienden


